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Für das Nachschlagewerk!
Nicht für die Amtliche Sammlung!

Gesetzt DBG § 143
Rechtssatzs Die Bestimmung des § 143 Abs 2 DBG läßt die 

Vorschrift des § 143 Abs 1 DBG unberührt 
und hat im Verhältnis zu dieser keine wei­
tergehende Bedeutung, so daß es bei der 
Geltendmachung von Versorgungsansprüchen 
hinsichtlich der Frage des Vorbescheids 
und der rechtzeitigen Klageerhebung nicht 
immer auf die Festsetzung der Versorgungs­
bezüge nach §§ 126 bis 133 DBG anzukommen 
braucht.

Aktenzeichen: III ZR 52/52 Mainz
Urto des BGH. v. 18. Dezember 1952 Sprungrevision
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III ZR 52J5R

Verkündet am 18* Dez. 1952 
Pieser, Just.Angest. als Ur- 
fcundsbeamter der Geschäfts­

stelle«

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit

des Landes Rheinland-Pfalz, vertreten durch den Minister 
für Finanzen und Wiederaufbau in Mainz,

Beklagten und Revisionsklägers,
- Prozeßbevollmächtigter: R e c h t s a n w a l t ~

gegen

den SteuerOberinspektor i.R. Heinrich 
LflHBPstraBe (,

in

Kläger und Revisionsbeklagten, 
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt

hat der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 18. Dezember 1952 unter Mit­
wirkung der Bundesrichter Prof. Dr. Meiß, Dr. Pagendarm, 
Rietschel, Dr. Weber und Dr. Kreft

für Recht erkannt:

Auf die Revision des beklagten Landes wird das Ur­
teil der 1. Zivilkammer des Landgerichts in Mainz 
vom 20. Dezember 1951 aufgehoben.
Die Klage wird als unzulässig abgewiesen.
Die Kosten des Rechtsstreits werden dem Kläger auf­
erlegt.

Von Rechts wegen
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Tatbestand^

Der Kläger war seit dem 1. Oktober 1940 Obersteuer­
inspektor bei dem Finanzamt in S ^ B B »  Am 19» Juni 1945 
wurde er durch die amerikanische Besatzungsmacht in Sim- 
mern durch Urkunde vom selben Tage mit Wirkung vom 17. 
April 1945 zum Leiter des Finanzamts S B Ü ^ P  anstelle 
des von der Militärregierung entlassenen und verhafte­
ten bisherigen Leiters dieser Stelle mit dem gleichen 
Rang und den gleichen Rechten in der Besoldungsgruppe 
A 2 c 2 und mit Besoldungsdienstalter vom 1. April 1938 
ernannt. Diese Ernennung versah der französische Kreis­
delegierte am 14- September 1945 mit einem schriftlichen 
Vermerk des Einverständnisses und der Bestätigung. Mit 
Ernennungsurkunde vom 29. Dezember 1945 bestätigte der 
Regierungspräsident in Koblenz die von der Militärre­
gierung am 15. Juni 1945 ausgesprochene Ernennung des 
Klägers zum Regierungsrat mit Wirkung vom gleichen Ta­
ge ̂ unter gleichzeitiger Übertragung der Stelle eines 
Regierungsrats der Besoldungsgruppe A 2 c 2 der Reichs- 
besoldüngsordnung beim Finanzamt S i B H F *  Weiter teilte 
er dem Kläger mit Schreiben vom 2. Januar 1946 mit, daß 
Bein Besoldungsdienstalter in der Besoldungsgruppe A 2 
c 2 gemäß § 7 Abs 1 des Besoldungsgesetzes auf den 1. 
April 1938 und sein allgemeines Dienstalter als Regie­
rungsrat auf den 15. Juni. 1945 festgesetzt worden sei.

Nach Übernahme seiner Dienstgeschäfte als Regie­
rungsrat ist der Kläger am 13. Juni 1946 von der Berei-

*nigungskommission in Bad Ems unter Beibehaltung im Amt 
in das Amt eines Steuerinspektors, das er vor seiner 
Mitgliedschaft in der NSDAP gehabt hatte, außerhalb 
S i B H ^  zurückversetzt und dann von seiner Behörde in 
dieser Eigenschaft mit Wirkung vom 1- September 1946
f
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an das Finanzamt in Kreuznach versetzt worden* Auf den 
Einspruch des Klägers wurde am 24. Februar 1948 durch 
die Rechtsmittelabteilung der, Spruchkammer in Koblenz 
die Säuberungsentscheidung vom 13» Juni 1946 aufgeho­
ben und der Kläger unter Belassung im Amt als Obersteu­
erinspektor in die Gruppe der. Mitläufer eingereiht; sei­
ne Bienstbezüge wurden auf die Bauer eines Jahres um 
'0 gekürzt* In den Gründen dieser Entscheidung ist 
weiter ausgeführt, daß die Spruchkammer zu der späte­
ren Beförderung des Klägers k.eine Stellung zu nehmen 
gehabt hätte und daß diese durch die Entscheidung nicht 
berührt werde*. Es sei Sache der Vorgesetzten Bienstbe- 
hörde des Betroffenen, gegebenenfalls nachzuprüfen, ob 
die nach dem Zusammenbruch erfolgte Ernennung zum Re­
gierungsrat mit den beamtenrechtlichen Vorschriften bezw. 
den Beförderungsrichtlinien vereinbar sei.

Wegen Krankheit wurde der Kläger mit Urkunde vom 
22* März 1948 durch den Präsidenten des Landesfinanz- 
amts von Rheinland-Hessen-Nasfcau im Namen des Minister­
präsidenten von Rheinland-Pfalz und mit Ermächtigung des 
Ministers der Finanzen "als Steuerinspektor (Regierungs­
rat)" in den Ruhestand versetzt* Gegen die verfügte Zur­
ruhesetzung legte der Kläger Beschwerde ein. Mit Schrei­
ben vom 6. April 1948, 3'* Juil 1948 und 14. Februar 1949 
an den Präsidenten des Landeöfinanzamts in Koblenz bean­
tragte er die Berechnung seiner Ruhegehaltsbezüge als Re­
gierungsrat. Bieser benachrichtigte den Kläger, daß er 
die Schreiben der Landesregierung, Minister der Finan­
zen, mit der Bitte um Entscheidung vorgelegt habe, wo 
sie auch alsbald eingegangen sind. Auf diesen Antrag des 
Klägers, ihm V:ersorgungsbezüge als Regierungsrat aus der 
Besoldungsgruppe A 2 c 2 zu gewähren, wurde ihm von dem
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Oberfinanzpräsidium Rheinland-Pfalz erst.mit dem 28«, Mai 
1950 zugestellten Schreiben vom 26. Mai 1950 mitgeteilt, 
daß der Ministerpräsident mit Erlaß vom 13. April 1950 
hinsichtlich seiner Versorgungsbezüge folgende Entschei­
dung getroffen habe*

»Nach Lage der Sache und besonders im Hinblick 
darauf; daß eine rechtswirksame Ernennung des 
Steuerinspektors a.D. Heinrich G f l H ^  zum Re­
gierungsrat nicht vorliegt, vermag ich dem An­
trag auf Gewährung der Versorgungsbezüge aus 
der Besoldungsgruppe A 2 c 2 nicht zu entspre­
chen.

Da der Beamte jedoch Obersteuerinspektor war 
und auch nach dem rechtskräftigen Säuberungs­
spruch der Rechtsmittelabteilung der Spruch­
kammer Koblenz vom 11. Februar 1948 Obersteu- 
erinspektor geblieben ist, bitte ich, die Ver­
sorgungsbezüge vom Tage der Versetzung in den 
Ruhestand ab aus der Besoldungsgruppe A 4 b 1 
zu regeln”.

i

Ferner war in dem Schreiben mitgeteilt, daß über die 
Höhe der Ruhegehaltsbezüge demnächst besondere Verfügung 
ergehe. Daraufhin hat die Oberfinanzdirektion Rheinland- 
Pfalz am 11. Januar 1951 unter Bezugnahme auf die Verfü­
gung vom 26. Mai 1950 die Festsetzung der Ruhegehaltsbe­
züge des Klägers verfügt und ihm die Festsetzung nebst 
einer beglaubigten Abschrift der Kassenanweisung über die 
Auszahlung der Versorgungsbezüge am 20. Januar 1951 zu­
gestellt. In dem Anschreiben ist die Endsumme des Ruhe­
gehalts nebst Kinderzuschlägen angegeben und eine Ruhens- 
berechnung hinsichtlich des Ruhegehalts des Klägers wegen
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der Einkünfte aus seiner Tätigkeit als Helfer in Steu­
ersachen beigefügt.

Mit der am 4. Juli 1951 eingereichten und am 16. 
August 1951 zugestellten Klage verlangt der Kläger die 
Verurteilung des beklagten Landes zur Zahlung der Ruhe­
gehaltsbezüge nach der.Besoldungsgruppe A 2 c 2 (Regie­
rungsrat) ab 1. April 1948 anstelle der ihm von diesem 
Zeitpunkt an gezahlten Ruhegehaltsbezüge nach der Be­
soldungsgruppe A 4 b 1 (Obersteuerinspektor). Er stützt 
sein Verlangen darauf, daß er durch die Urkunden vom 15. 
Juni 1945 und vom 29» Dezember 1945 rechtswirksam zum 
Regierungsrat ernannt worden sei. Das beklagte Land 
macht demgegenüber geltend, daß eine wirksame Ernennung 
des Klägers zum Regierungsrat i.s. des Beamtengesetzes 
nicht vorliege. Die Urkunde vom 15* Juni 1945 habe die­
se Wirkung nicht gehabt, weil die Militärregierung we­
der Beamte i*S. des Deutschen Beamtengesetzes habe er­
nennen können, noch diesen Willen gehabt habe. Die Er­
nennung des Regierungspräsidenten in Koblenz vom 29«

r

Dezember 1945 sei bedeutungslos, weil dieser lediglich 
mittlere Verwaltungsbehörde gewesen sei, die Beförde­
rung in die Eingangsstufe eines höheren Beamten aber 
wirksam nur durch die höchste Staatsgewalt habe erfol­
gen können. Diese Ernennung sei im übrigen auch deshalb 
unwirksam, weil die in § 15 £er Reichsgrundsätze über 
Einstellung, Anstellung und Beförderung von Reichs- und 
Landesbeamten vom 14« Oktober 1936 (RUBI I 895) aufge­
stellten Voraussetzungen, deren Einhaltung absolute Gül­
tigkeitsvoraussetzung für die Wirksamkeit einer Ernen­
nung seien, nicht beachtet worden seien.

Das Landgericht hat das beklagte Land antragsgemäß 
zur Zahlung von Ruhegehaltsbezügen an den Kläger nach
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der Besoldungsgruppe-A 2 c 2 (eines Regierungsrats) ab 
Io April 1948 verurteilt« Gegen dieses Urteil hat das 
beklagte Land mit Einwilligung des Klägers Sprungrevi- 
83on eingelegt, Pas beklagte Land begehrt die Abweisung 
der Klage. Der Kläger bittet um Zurückweisung der Revi­
sion.

1

4<. •

Entscheidungsgründe:«mmpOM» m mm mim wmvp

Pas Landgericht hat dem Klageantrag aus sachlichen 
Gründen entsprochen, ohne vorher zu prüfen, ob dem Klä­
ger wegen seines vermögensrechtlichen Anspruchs auf Ge­
währung des Ruhegehalts nach der Besoldungsgruppe A 2 c 
2 ein Vorbescheid gemäß § 143 DBG erteilt worden ist, 
der erst für seine Klage den Rechtsweg eröffnen würde, 
und ob die Klage danach fristgemäß erhoben worden ist»
Es ist offenbar stillschweigend davon äusgegangen, daß 
mit der Festsetzung der Ruhegehaltsbezüge des Klägers 
durch die Oberfinanzdirektion Rheinland-Pfalz vom 11, 
Januar 1951 gemäß § 143 Abs 2 DBG ein Bescheid nach §
126 DBG vor liege, der als Vorbescheid im Sinne des §
143 Abs 1 zu gelten habe, und daß innerhalb von sechs 
Monaten nach Zustellung dieses Bescheides die Klage 
rechtzeitig erhoben worden sei,

Tn Wirklichkeit ist aber, wie die von Amts wegen 
vorzunehmende Prüfung ergibt, die Klage nicht rechtzei­
tig erhoben worden.

Der Kläger hatte bereits mit Schreiben vom 6. April 
1946 an den Präsidenten des Landesfinanzamts in Koblenz 
beantragt, ihm Ruhegehaltsbezüge als Regierungsrat zu be­
willigen und diesen Antrag mit den Schreiben vom 3* Juli
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1948 und 14« Februar 1949 wiederholt. Der Landesfinanz­
amtspräsident hatte den Antrag der obersten Dienstbehör­
de des Klägers zur Entscheidung weitergereicht und dies 
dem Kläger mitgeteilt. Gemäß § 143 DBG hätte der Kläger 
innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf der für die Ent­
scheidung seitens der obersten Dienstbehörde Über den ge­
stellten Antrag bestimmten Sechsmonatsfrist seit. Zugang 
des Antrags Klage erheben müssen. Obwohl der Kläger 
selbst in seinem Schreiben vom 14« Februar 1949 ange­
kündigt hatte, daß er gegen den Staat Rheinland-Pfalz 
wegen Nichtzahlung der verdienten Ruhestandsbezüge Kla­
ge erheben werde, hat er die rechtzeitige Klageerhebung 
unterlassen. Schon aus diesem Grunde hätte bereits das 
Landgericht die Klage als unzulässig abweisen müssen.

In der mündlichen Verhandlung vor dem Revisionsge­
richt hat der Kläger die Behauptung aufgestellt, der zu­
ständige Personalsachbearbeiter im Ministerium habe ihm 
gesagt, er solle keine Klage erheben. Soweit diese tat­
sächliche Behauptung noch in der Revisionsinstanz zu be- 
rücksichtigen wäre, vermag sie der Klage auf Zahlung der 
Ruhegehaltsbezüge eines Regierungsrats nicht als Stütze 
dienen, weil ein danach möglicherweise auf Zahlung die­
ser Bezüge unter dem Gesichtspunkt des Schadensersatzes 
wegen einer Verletzung der Fürsorgepflicht gerichtetes 
Klagebegehren eine Änderung der Klage bedeuten würde, 
welche in der Revisionsinstanz’ nicht zulässig ist.

Die Klageerhebung ist aber auch noch aus einem wei­
teren Grunde verspätet erfolgt. In jedem Falle würde 
nämlich mit dem im Benehmen mit dem Finanzminister als 
zuständigem Fachminister (§2 Abs 4 DBG) ergangenen Er­
laß des Ministerpräsidenten von Rheinland-Pfalz voM 13« 
April 1950, durch den der eindeutige Antrag des Klägers
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auf Gewährung der Versorgungsbezüge aus der Besoldungs­
gruppe A 2 c 2 ebenso eindeutig und auch endgültig abge­
lehnt worden war, ein Vorbescheid für den Anspruch des 
Klägers vorliegen (vgl das zum Abdruck in der Amtlichen 
Sammlung bestimmte Urteil des Senats vom Dezember 
1952 - III ZR 366/51 -)« Diese dem Kläger mit Schreiben 
des Oberfinanzpräsidiums Rheinland-Pfalz vom 26* Mai 
1950 mitgeteilte Ablehnung seines Anspruchs ist ihm am 
28. Mai 1950 zugestellt worden. Da die Klage erst am 
4« Juli 1951 bei Gericht eingegangen ist, also erst nach 
Ablauf der Sechsmonatsfrist des § 143 Abs 1 DBG, so ist 
sie auch aus diesem Grunde nicht rechtzeitig erhoben.

Auf die Ruhegehaltsfestsetzung vom 11. Januar 1951 
kann der Kläger sich zur Wahrung der Klagefrist nicht 
berufen. Zwar ist ein Vorbescheid nicht nur mit der Ab­
lehnung des Anspruchs durch die oberste Dienstbehörde 
nach § 143 Abs 1 DBG gegeben. Denn nach § 143 Abs 2 DBG 
gilt auch ein Bescheid nach den §§ 126.bis 133 DBG immer 
als Vorbescheid. Die Bestimmung des § 143 Abs 2 DBG, die 
im Palle der Beschwerde gegen die Ruhegehaltsfestsetzung 
ausdrücklich auf Abs 1 verweist, läBt aber im übrigen die 
Vorschrift des § 143 Abs 1 DBG unberührt und hat im Ver­
hältnis zu dieser keine weitergehende Bedeutung, so daß 
es bei der Geltendmachung von Versorgungsansprüchen hin­
sichtlich der Präge des Vorbescheids und der rechtzeiti­
gen Klageerhebung nicht immer auf die Festsetzung der 
Versorgungsbezüge nach §§ 126 bis 133 DBG anzukommen 
braucht. Sie war ursprünglich dem Reichsbeamtengesetz 
in der Passung vom 31» März 1873 (RGBl S 61) fremd, in 
dem nur durch die oberste Reichsbehörde eine Zurruhe­
setzung und Festsetzung des Ruhegehalts erfolgen konnte, 
gegen deren Entscheidung dann unter Wahrung der in § 150 
RGB angeordneten Prozeßvoraussetzungen der Rechtsweg zur
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Verfolgung der vermögensrechtlichen Ansprüche der Beamten 
gegeben war, Demgemäß fehlte auch in der ursprünglichen 
Fassung des.Reichsbeamtengesetzes der spätere zweite Ab­
satz des § 150 RBG, welcher im Prinzip der heutigen Rege­
lung des § 143 Abs 2 DBG entspricht* Erst durch das Ge­
setz vom 25 * Mai 1887 betr* Abänderungen des Reichsbeamten­
gesetzes vom 31* März 1873 (RGBl $ 194) wurde in Abände­
rung des § 54 RGB die oberste Reichsbehörde ermächtigt, 
die Befugnis zur Pensionierung und Festsetzung der Pensi­
on eines Beamten auf die höhere Reichsbehörde zu übertra­
gen* Damit wurde eine Entlastung der obersten Dienstbehör­
de erstrebt (RGZ 146, 105 /TQ87; Brand DBG 3« Aufl § 143 
Anm 2 S 734; Fischbach DBG § 143 Anm IV 1 a Fußnote 1).i

Für die vorliegende Klage kommt es auf die Festset­
zung der Ruhegehaltsbezüge des Klägers vom 11» Januar 1951 
unmittelbar gar nicht an. Bedeutung hat die Ruhegehalts­
festsetzung vom 11* Januar 1951 allerdings jedenfalls in­
soweit, als darin wegen des Nebenverdienstes des Klägers 
für eine bestimmte Zeit das Ruhen der Ruhegehaltsbezüge 
angeordnet wurde. Hinsichtlich des mit der gegenwärtigen 
Klage verfolgten Anspruchs des Klägers auf Gewährung der 
Ruhegehaltsbezüge nach der Besoldungsgruppe A 2 c 2 kommt 
dagegen der Festsetzung vom 11. Januar 1951 keine selb­
ständige Bedeutung zu. Der Kläger war nach seiner Zurru­
hesetzung vom 22. März 1948 um die Gewährung der Ruhege­
haltsbezüge nach der Besoldungsgruppe A 2 c 2 eingekom­
men <> Dies hatte der Ministerpräsident mit Erlaß vom 13«. 
April 1950 abgelehnt, so daß der Kläger nun zur Durch­
setzung seiner vermeintlichen Ansprüche auf den Klage­
weg angewiesen war. Sinn und Zweck der gesetzlichen 
Fristsetzung zur Klageerhebung nach § 143 DBG ist die 
alsbaldige Klärung, welche rechtlichen Ansprüche dem Be­
amten gegen den Fiskus zustehen und welche Verpflichtun-
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gen dem Fiskus dem Beamten gegenüber obliegeno Sowohl 
bei einer wirksamen, dem Beamten zugestellten endgül­
tigen Entscheidung der obersten Dienstbehörde über den 
geltend gemachten Anspruch wie bei einem innerhalb von 
sechs Monaten nicht beschiedenen Antrag, ist der Beam­
te zur rechtzeitigen Klageerhebung verpflichtet, um so 
eine Beunruhigung der öffentlichen Haushalte durch bal­
dige Klärung seiner vermögensrechtlichen Ansprüche nach 
Möglichkeit zu verhüten oder zu vermindern (RGZ 146. 105 
^ 0 9 ?  und RGZ 166, 297 ^299/) -

Die Klage war daher als unzulässig abzuweisen,.Die 
Kosten des Rechtsstreits waren dem Kläger nach § 91 ZPO 
aufzuerlegen.

RietschelMeiß
Dr« Weber

Dr, Pagendarm
Dr, Kreft
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